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Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte zu tragen. 

Dieses Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand: 

 

Der Kläger buchte bei der Beklagten den Flug Nummer EW9826 am 30.03.2019 um 

06:05 Uhr UTC von Düsseldorf nach Mailand. Der Flug wurde kurzfristig annulliert.  

 

Auf Aufforderung zur Zahlung einer Entschädigung gemäß Artikel 7 Absatz 1 der 

Fluggastrechte-Verordnung in Höhe von 250 Euro erklärte die Beklagte am 

05.04.2019 zur Leistung nicht bereit zu sein. 

 

Der Kläger behauptet, 

die Beklagte sei in der Lage gewesen, den Flug mit einer der anderen Fluggeräte mit 

den Bezeichnungen D-AXGA, D-ACGC, D-AXGF, OO-SFB und OO-SFJ, auf die sie 

in Düsseldorf hätte zugreifen können, durchzuführen. Für die Einzelheiten wird 

Bezug genommen auf den Schriftsatz vom 14.09.2021, Bl. 29f. 

 

Der Kläger beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 250 Euro nebst Zinsen in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 06.04.2019 zu zahlen.  

 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen.  

 

Die Beklagte ist der Ansicht, 

die Annullierung sei auf außergewöhnliche Umstände gemäß Art. 5 Abs. 3 der 

Fluggastrechte-Verordnung zurückzuführen. Hierzu behauptet sie, bei der 

Vorleistung des streitgegenständlichen Flugs sei es zu einem Vogelschlag 

gekommen, der erst während einem nächtlichen Check hätte festgestellt werden 

können. 
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Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf § 91 Absatz 1, § 708 Nr. 11, §§ 

711, 713 ZPO. 
 

Im Hinblick auf den Schriftsatz der Klägerseite vom 08.04.2022 bedurfte es keiner 

erneuten Eröffnung der mündlichen Verhandlung, da es sich allein um 

Rechtsausführungen handelt.  

 

Der Streitwert wird auf 250,00 EUR festgesetzt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch 

dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist, 

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt oder 

2. wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amtsgericht zugelassen worden ist. 

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung 

dieses Urteils bei dem Landgericht Düsseldorf, Werdener Straße 1, 40227 

Düsseldorf, eingegangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des 

Urteils, gegen das die Berufung gerichtet wird, sowie die Erklärung, dass gegen 

dieses Urteil Berufung eingelegt werde, enthalten. 

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei 

Monaten nach Zustellung dieses Urteils gegenüber dem Landgericht Düsseldorf zu 

begründen. 

Die Parteien müssen sich vor dem Landgericht Düsseldorf durch einen Rechtsanwalt 

vertreten lassen, insbesondere müssen die Berufungs- und die 

Berufungsbegründungsschrift von einem solchen unterzeichnet sein. 

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des 

angefochtenen Urteils vorgelegt werden. 

Hinweis zum elektronischen Rechtsverkehr: 

Die Einlegung ist auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 

elektronische Poststelle des Gerichts möglich. Das elektronische Dokument muss für 

die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der 

verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 

130a ZPO nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 

Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach (BGBl. 2017 I, S. 3803) eingereicht werden. Auf die 




